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Finanzplatz:

Das Steuerabkommen mit
Deutschland darf getrost
scheitern
Prof. Dr. Martin Janssen, Küsnacht *

Die Konzessionen im Steuerabkommen sind derart hoch, dass der Schaden für den Finanz-
platz deutlich grösser ist als der Nutzen. In der aktuellen Ausgestaltung wird nur unser Wohl-
stand in andere Länder verschoben. Scheitert das Abkommen, zeigen wir der Welt, dass wir
die Rechtssicherheit hochhalten und dass man die Schweiz nicht einfach unter Druck setzen
kann. Dann können wir beginnen, jene OECD-Massnahmen zu ergreifen, welche auch
Deutschland, die USA und andere umsetzen. Eine andere Reihenfolge zerstört nur unseren
Wohlstand, ohne dass moralische Ziele erreicht werden.

Gemäss Medienmitteilung
des Finanzdepartemen-
tes umfasst das Abkom-

men mit Deutschland folgende
Eckwerte: Erbschaften werden mit
50 Prozent besteuert, die Vergan-
genheit pauschal mit 21 bis 41 Pro-
zent des Kapitalbestandes, die An-
zahl der Amtshilfegesuche wird um
30 Prozent, später um maximal
weitere 20 Prozent (auf 1560 pro
zwei Jahre), erhöht, die Verschie-
bung von Vermögen in Drittstaaten
ist bereits ab dem 1. Januar 2013
verunmöglicht, die Zinsbesteue-
rung, die unter EU-Hoheit fällt,
wird ausgeklammert, und der
Marktzutritt für Schweizer Banken
nach Deutschland soll beschleunigt
werden.

Schon die Wirkungen dieser Än-
derungen sind für unseren Finanz-
platz erheblich: Die Wahrschein-
lichkeit, dass Eigentümer deut-
scher Firmen mit einem Bankkonto
in der Schweiz hier bleiben und
warten, bis ihr Vermögen im Erb-
schaftsfall mit 50 Prozent besteuert
und die Firma zur Bezahlung der
Erbschaftssteuer aufgeteilt werden
muss, ist kaum sehr hoch. Auch an-
dere Deutsche werden ihre Vermö-
gen bei diesen Steuersätzen eher
nach Asien, nach Dubai, in die
Steueroasen der USA oder anders-
wohin verlagern. Unter dem Strich
wird deutlich mehr Geld aus der
Schweiz abfliessen, als ursprüng-

lich angenommen. Für den Finanz-
platz Schweiz heisst das weniger
Einnahmen und weniger Arbeits-
plätze.

Deutsche Aufseher in unseren
Banken?

Was am Protokoll indes ernsthaft
stört, sind die vorauseilenden Kon-
zessionen, welche die Schweiz
Deutschland macht. Sollte das Ab-
kommen in Kraft gesetzt werden,
wird nicht nur unser Finanzplatz
deutlich verkleinert, die Schweiz
wird auch einen massiven Souverä-
nitätsverlust erleiden. Zudem wird
ihre Verhandlungsposition gegen-
über anderen Staaten, die ebenfalls
solche Abkommen wünschen, ge-
schwächt. Schliesslich werden die
Schweizer Banken sehr viel Geld in
die Informatikumsetzung dieses
Abkommens investieren müssen.

Warum diese massive Kritik?
Die Beratung deutscher Kunden
ist, erstens, nur dann möglich,
wenn diese gemäss deutschen An-
leger- und Verbraucherschutzvor-
schriften erfolgt und wenn die deut-
sche Aufsichtsstelle BaFin das
auch gemeinsam mit der Eidgenös-
sischen Finanzmarktaufsicht (Fin-
ma) bei Schweizer Banken über-
prüfen kann. Man stelle sich vor:
deutsche Aufseher in den Räum-
lichkeiten von Schweizer Banken!

Weiterhin Erwerb von CDs
Zweitens wird festgehalten, dass

sich die deutschen Finanzbehörden
nicht aktiv um den Erwerb von

Kunden-CDs bemühen werden.
Das heisst, dass die deutschen Fi-
nanzbehörden weiterhin CDs kau-
fen werden und dass alle anderen
Stellen, die nicht den Finanzbehör-
den unterstehen, zum Beispiel der
Geheimdienst, weiterhin auch ak-
tiv CDs beschaffen dürfen, soweit
das heute schon erlaubt ist. Und die
Schweiz muss den Deutschen auch
noch mitteilen, wie viele Personen
ihr Geld in welche Länder ver-
schieben. Drittens müssen die
Schweizer Banken dem Protokoll
auf 14 Seiten im Detail entnehmen,
wie sie Dutzende von Geschäfts-
vorfällen abwickeln müssen.

Im Gegenzug darf die Schweiz
verlangen, dass Deutschland un-
versteuerte Gelder von Schweizer
Kunden bei deutschen Banken in
Deutschland besteuert und den
Steuerertrag an die Schweiz be-
zahlt. Konkret heisst das, dass die
Deutschen nur so tun, als ob sie
kein Schwarzgeld entgegenneh-
men. Faktisch verstecken sie aber
Geld schweizerischer Steuerzah-
ler! Und wie reagiert die Schweiz?

Sie propagiert eine Weissgeldstra-
tegie. Arme, naive Schweiz!

Rechtssicherheit als wichtiges
Signal

Was passiert, wenn das Abkom-
men nicht unterzeichnet wird? Mehr
Positives als Negatives: Die Deut-
schen werden – so oder so – weiter-
hin CDs kaufen, es werden zwei,
drei Steuerjahre mehr verjähren, und
es werden keine Signale an andere
Staaten gesandt, dass sich Pressio-
nen gegen die Schweiz lohnen. Da-
für wird der Welt gezeigt, dass wir
die Rechtssicherheit hochhalten. 

Und dann kann die Schweiz be-
ginnen, jene OECD-Massnahmen
zu ergreifen, welche auch Deutsch-
land, die USA und andere umset-
zen. Eine andere Reihenfolge ver-
schiebt nur unseren Wohlstand in
andere Länder, ohne dass morali-
sche Ziele erreicht werden.

Steuerhilfeabkommen: Keine voreiligen Konzessionen zum Schaden der Schweiz.
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